Hinweis zur Verwendung:

Dieses Antragsmuster ist für Personen, die eine Ausbildungsduldung (nach § 60a Abs. 2 S. 4ff oder nach § 60c AufenthG) hatten, dann eine der erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechende Beschäftigung aufgenommen und damit eine Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren (nach §18a Abs.1a AufenthG; ab 01.03.2020 nach § 19d Abs. 1a AufenthG) erhalten haben und diese Aufenthaltserlaubnis verlängern wollen. 

Name, Vorname
Straße Hausnummer

PLZ Ort 
Ausländerbehörde
Straße Hausnummer

PLZ Ort 

Ort, Datum
Antrag auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum Zweck der Beschäftigung nach §19d Abs. 1a AufenthG i.V.m. §8 Abs. 1 AufenthG.
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich habe am …Datum… meine Ausbildung als …Fachrichtung…. bei ….Betrieb (bei schulischer Ausbildung: Schule)…. erfolgreich beendet. Für diese Ausbildung hatte ich eine Ausbildungsduldung nach §60a Abs.2 Satz 4 AufenthG/§60c Abs.1 Satz 1/ Satz 2 AufenthG. 
Seit dem TT.MM.JJJJ arbeite ich in dem von mir erlerntem Beruf als …Berufsbezeichnung.. bei …Betrieb….. Mir wurde am TT.MM.JJJJ eine Aufenthaltserlaubnis nach §19d Abs.1a AufenthG erteilt. Die Voraussetzungen des §19d Abs.1 Nummer 2 bis 3 und 6 bis 7 AufenthG habe ich erfüllt.
Hiermit beantrage ich die Verlängerung des § 19d Abs.1a AufenthG i.V.m. §8 Abs.1 AufenthG.
Der §8 Abs.1 AufenthG besagt, dass auf die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis dieselben Vorschriften Anwendung finden, wie auf die Erteilung.

Der §19d Abs.1a AufenthG besagt:
„Wurde die Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 60c erteilt, ist nach erfolgreichem Abschluss dieser Berufsausbildung für eine der erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung eine Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 bis 3 und 6 bis 7 vorliegen.“
Die Voraussetzungen nach  §19d Abs.1 Nr. 2 – 3 und 6 – 7 sind, dass der Ausländer
„2. über ausreichenden Wohnraum verfügt,

3. über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,

[…]

6.keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen hat und diese auch nicht unterstützt und

7.nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben.“
Diese Erteilungsvoraussetzungen sind nach wie vor gegeben, weshalb auch die Voraussetzungen nach §8 Abs.1 AufenthG für die Verlängerung des §19d Abs.1a AufenthG erfüllt sind. Mein Abschlusszeugnis der Ausbildung, mein Arbeitsvertrag, ein Nachweis über Wohnraum sowie über meine Deutschkenntnisse liegen diesem Antrag bei.
Zur weiteren Begründung für die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nach §19d AufenthG möchte ich auf die Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz verweisen. Dort heißt es unter Nr. 19d. 1a. 4: „Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre erteilt. Da es sich um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung handelt, gelten für ihre Verlängerung sowie die Möglichkeiten des Hineinwachsens in eine Niederlassungserlaubnis die allgemeinen aufenthaltsrechtlichen Regelungen.“ 
Weiterhin spricht die Gesetzesbegründung zur Einführung des §18a Abs.1a AufenthG (ab 01.03.2020 §19d Abs.1a AufenthG) für eine Verlängerung der Norm, denn dort heißt es auf S. 46: „Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre erteilt. Da es sich um eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung handelt, ist diese Aufenthaltserlaubnis mit der Perspektive eines Daueraufenthaltsrechts im Rahmen der allgemeinen Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes verbunden.“
 

Dass die Perspektive einer Niederlassungserlaubnis über die Ausbildungsduldung und die Anschlussnorm des §19d Abs.1a AufenthG gesetzgeberisch beabsichtigt ist, unterstreicht, dass eine Verlängerung bei gegebenen Voraussetzungen im Sinne der Gesetzgebung ist. 
Entsprechend § 37 und § 39 VwVfG bitte ich im Falle der Ablehnung um einen schriftlichen und begründeten Bescheid.
Mit freundlichen Grüßen

-------------------------------------
Unterschrift
Anhang:
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